
Thüringer Verordnung  
zur fortlaufenden Anpassung der erforderlichen Maßnahmen zur Eindämmung  

der Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2  
Vom 18. August 2020

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit den §§ 28, 29, 
30 Abs. 1 Satz 2 und § 31 und des § 17 Abs. 4 Satz 1 in 
Verbindung mit § 16 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) 
vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385), 
in Verbindung mit § 7 Abs. 1 der Thüringer Verordnung zur 
Regelung von Zuständigkeiten und zur Übertragung von 
Ermächtigungen nach dem Infektionsschutzgesetz (Thür-
IfSGZustVO) vom 2. März 2016 (GVBl. S. 155), geändert 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 9. Juni 2020 (GVBl. 
S. 269), verordnet das Ministerium für Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit, Frauen und Familie:

Artikel 1 
Änderung der Zweiten Thüringer SARS-CoV-2- 

Infektionsschutz-Grundverordnung

Die Zweite Thüringer SARS-CoV-2-Infektionsschutz-
Grundverordnung vom 7. Juli 2020 (GVBl. S. 349) wird 
wie folgt geändert:

1. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

"2. sexuelle Dienstleistungen in Prostitutionsfahr-
zeugen und bei Prostitutionsveranstaltungen 
im Sinne des Prostituiertenschutzgesetzes vom 
21. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2372) in der je-
weils geltenden Fassung,"

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt:

"(3a) Für den Publikumsverkehr können sexuelle 
Dienstleistungen in Prostitutionsstätten im Sin-
ne des Prostituiertenschutzgesetzes, an de-
nen nicht mehr als zwei Personen gleichzeitig 
beteiligt sind, unter Einhaltung der Infektions-
schutzregeln nach § 3 Abs. 2 und 3 sowie den 
§§ 4 und 5 Abs. 1 bis 4 mit der Maßgabe, dass 
das jeweilige Infektionsschutzkonzept nach § 5 
Abs. 1 der nach § 12 Abs. 1 zuständigen Be

hörde spätestens eine Woche vor dem erst-
maligen Dienstleistungsangebot vorzulegen 
ist, durchgeführt werden."

2. Nach § 14 Abs. 3 Nr. 11 werden die folgenden Num-
mern 11a und 11b eingefügt:

"11a. entgegen § 7 Abs. 3a als verantwortliche Person 
nach § 5 Abs. 2, als Sexarbeiter oder als Kunde 
sexuelle Dienstleistungen in Prostitutionsstätten 
unter Beteiligung von mehr als zwei Personen zu-
lässt, duldet, durchführt, entgegennimmt oder an 
sich gewähren lässt,

11b. entgegen § 7 Abs. 3a als verantwortliche Person 
nach § 5 Abs. 2 sexuelle Dienstleistungen in Pro-
stitutionsstätten ohne vorherige und rechtzeitige 
Vorlage eines Infektionsschutzkonzepts durch-
führt,"

Artikel 2 
Weitere Änderung der Zweiten Thüringer  

SARS-CoV-2-Infektionsschutz-Grundverordnung

Die Zweite Thüringer SARS-CoV-2-Infektionsschutz-
Grundverordnung vom 7. Juli 2020 (GVBl. S. 349), geän-
dert durch Artikel 1 dieser Verordnung, wird wie folgt ge-
ändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte "Wohnheime 
und Sammelunterkünfte" durch die Worte "Wohn-
heime, Sammel- oder Gemeinschaftsunterkünfte" 
ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung:

"1. der Ausschluss von Personen mit erkenn-
baren Symptomen einer COVID-19-Erkran-
kung, insbesondere akuter Verlust des G
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eschmacks- oder Geruchssinns, Atemnot 
oder Fieber im Zusammenhang mit neu auf-
getretenem Husten,"

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung:

"Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für die Bewohner von 
Wohnheimen, Sammel- oder Gemeinschafts-
unterkünften;	 diese	Bewohner	 sind	 verpflich-
tet, eine positive Testung auf das Vorliegen ei-
ner Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
unverzüglich der nach § 12 Abs. 1 zuständigen 
Behörde zu melden."

c) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Die verantwortliche Person nach § 5 Abs. 2 hat 
zur Kontaktnachverfolgung die Kontaktdaten von 
Gästen und Besuchern zu erfassen, die sich in ge-
schlossenen Räumen 
1. von Gaststätten im Sinne des Thüringer Gast-

stättengesetzes vom 9. Oktober 2008 (GVBl. 
S. 367) in der jeweils geltenden Fassung, 

2. anlässlich öffentlicher, frei oder gegen Entgelt 
zugänglichen Veranstaltungen,

3. von kulturellen Einrichtungen mit Publikumsver-
kehr,

4.  im Rahmen von Messen, Spezialmärkte und 
Ausstellungen im Sinne der Gewerbeordnung 
in der Fassung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I 
S. 202) in der jeweils geltenden Fassung oder

5. von Schwimm-, Freizeit- und Erlebnisbädern, 
Saunen und Thermen

aufhalten."

2. In der Einleitung des § 5 Abs. 5 Satz 1 wird die Anga-
be "das Verbot nach § 7 Abs. 2" durch die Verweisung 
"§ 7 Abs. 1" ersetzt. 

3. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort "Fahrzeugen" durch die 
Worte "geschlossenen Fahrzeugen" ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In der Einleitung werden die Worte "folgende 
Personen" gestrichen.

bb) In Nummer 2 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt.

cc) Folgende Nummer 3 wird angefügt:

"3.  Personenmehrheiten nach § 1 Abs. 2 in Rei-
sebussen und sonstigen Beförderungsmit-
teln nach Absatz 1, sofern sie das Beförde-
rungsmittel ausschließlich für sich nutzen 
und kein Publikumsverkehr besteht." 

4. § 7 erhält folgende Fassung:

"§ 7  
Durchführung von Veranstaltungen, 

	Dienstleistungen,	Anzeigepflichten	bei	privaten	 
Veranstaltungen

(1) Mit Erlaubnis der nach § 12 Abs. 1 zuständigen Be-
hörde können durchgeführt werden:
1.  Volks-, Dorf-, Stadt-, Schützen- oder Weinfeste, Kir-

mes, Festivals und ähnliche, öffentliche, frei oder 
gegen Entgelt zugängliche Veranstaltungen, jeweils 
auch mit Fahrgeschäften oder mit Tanzbestandtei-
len im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1 bis 3,

2.  Tanzveranstaltungen mit Zuschauern, die nicht un-
ter Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 bis 3 fallen, sowie 

3.  Sportveranstaltungen, soweit es sich nicht um eine 
Veranstaltung im Rahmen des organisierten Sport-
betriebs nach einer vom Ministerium für Bildung, Ju-
gend und Sport nach § 7 Abs. 2 ThürIfSGZustVO 
erlassenen Verordnung handelt. 

Die	zuständige	Behörde	kann	Auflagen	erteilen.	Die	
Erlaubnis ist zu versagen, wenn die Veranstaltung 
nach Satz 1 insbesondere nach ihrem Gesamtgeprä-
ge, ihrer Organisation, dem geplanten Ablauf, der Dau-
er, der Anzahl der erwarteten Teilnehmer, der Art und 
der auch überregionalen Herkunft der zu erwartenden 
Teilnehmer oder nach den räumlichen und belüftungs-
technischen Verhältnissen am Veranstaltungsort un-
ter besonderer Berücksichtigung des aktuellen SARS-
CoV-2-Infektionsgeschehens am Veranstaltungsort in 
besonderem Maße geeignet ist, die Ausbreitung des 
Coronavirus SARS-CoV-2 zu fördern. Spätestens eine 
Woche vor Veranstaltungsbeginn ist die Erlaubnis bei 
der zuständigen Behörde zu beantragen.

(2) Für den Publikumsverkehr können die folgenden öf-
fentlichen, frei oder gegen Entgelt zugänglichen Veran-
staltungen und Dienstleistungen unabhängig von der je-
weiligen Trägerschaft oder den Eigentumsverhältnissen 
unter Einhaltung der Infektionsschutzregeln nach § 3 
Abs. 2 und 3 sowie den §§ 4 und 5 Abs. 1 bis 4 durch-
geführt werden mit der Maßgabe, dass das jeweilige 
Infektionsschutzkonzept nach § 5 Abs. 1 der nach § 12 
Abs. 1 zuständigen Behörde spätestens eine Woche 
vor Veranstaltungsbeginn vorzulegen ist: 
1. Schautänze, Tanzdarbietungen und -vorführungen, 

jeweils mit sitzenden Zuschauern, 
2. Volkstanz, sofern feste Gruppen mit namentlich be-

kannten Teilnehmern gewährleistet sind, 
3. kulturelle Tanzveranstaltungen wie Debütanten-, 

Abitur- oder Abschlussbälle,
4. sexuelle Dienstleistungen in Prostitutionsstätten 

im Sinne des Prostituiertenschutzgesetzes vom 
21. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2372) in der jeweils 
geltenden Fassung, an denen nicht mehr als zwei 
Personen gleichzeitig beteiligt sind. 

Bei Veranstaltungen nach Satz 1 Nr. 1 bis 3 unter frei-
em Himmel bedarf es keiner vorherigen Vorlage des 
Infektionsschutzkonzepts; ab 100 Teilnehmern bezie-
hungsweise Zuschauern ist die Veranstaltung mindes-
tens zwei Werktage vor Veranstaltungsbeginn der nach 
§ 12 Abs. 1 zuständigen Behörde anzuzeigen. Im Üb-
rigen bleibt § 18 Abs. 1 unberührt.
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(3) Die verantwortliche Person nach § 5 Abs. 2 hat der 
nach § 12 Abs. 1 zuständigen Behörde nicht öffentli-
che Veranstaltungen sowie private oder familiäre Feiern 
1. in geschlossenen Räumen mit mehr als 50 Perso-

nen oder
2. unter freiem Himmel mit mehr als 100 Personen
mindestens zwei Werktage vor Veranstaltungsbeginn 
anzuzeigen. Zur Vermeidung der Förderung des SARS-
CoV-2-Infektionsgeschehens sind geeignete Infektions-
schutzvorkehrungen durch die verantwortliche Person 
nach § 5 Abs. 2 zu veranlassen. Dies schließt geeig-
nete Maßnahmen zur Nachvollziehbarkeit der teilneh-
menden Personen zur Feststellung von Infektionsketten 
ein. Die Sätze 2 und 3 gelten auch für Veranstaltun-
gen nach Satz 1 in Gaststätten im Sinne des Thürin-
ger Gaststättengesetzes." 

5. § 8 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In der Einleitung des Satzes 1 wird die Verweisung 
"§ 7 Abs. 4 Satz 1" durch die Verweisung "§ 7 Abs. 3 
Satz 1" ersetzt.

b) In Satz 2 werden nach dem Wort "Veranstaltungen" 
ein Komma und das Wort "Zusammenkünfte" ein-
gefügt.

6. § 9 erhält folgende Fassung:

"§ 9  
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, 

	stationäre	Einrichtungen	der	Pflege,	besondere	
Wohnformen für Menschen mit  

Behinderungen in der Eingliederungshilfe nach dem 
Thüringer Wohn- und Teilhabegesetz 
	sowie	Tagespflegeeinrichtungen	

(1) In Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, sta-
tionären	Einrichtungen	 der	Pflege	 und	 besonderen	
Wohnformen für Menschen mit Behinderungen in der 
Eingliederungshilfe nach dem Thüringer Wohn- und 
Teilhabegesetz (ThürWTG) vom 10. Juni 2014 (GVBl. 
S. 161) in der jeweils geltenden Fassung sind die bishe-
rigen Besuchsbeschränkungen aufgehoben, sofern es 
aktuell kein aktives SARS-CoV-2-Infektionsgeschehen 
in der jeweiligen Einrichtung oder besonderen Wohn-
form gibt und vorbehaltlich der Beschränkungen durch 
die nach § 12 Abs. 1 zuständige Behörde. 

(2) Sofern und solange es in dem Landkreis oder in 
der kreisfreien Stadt, in der sich die jeweilige Einrich-
tung oder besondere Wohnform für Menschen mit Be-
hinderungen in der Eingliederungshilfe nach Absatz 1 
befindet,	ein	gehäuftes	Auftreten	von	SARS-CoV-2-In-
fektionen oberhalb des Risikowertes von 35 je 100 000 
Einwohnern nach § 13 Abs. 2 Satz 1 hinaus gibt, sind 
grundsätzlich höchstens zwei zu registrierende Besu-
cher je Patient oder Bewohner täglich für grundsätzlich 
insgesamt höchstens bis zu zwei Stunden vorbehalt-
lich weitergehender Beschränkungen durch die nach 
§ 12 Abs. 1 zuständige Behörde zulässig. 

(3) Sofern und solange es ein aktives SARS-CoV-2-In-
fektionsgeschehen in der jeweiligen Einrichtung oder

 der besonderen Wohnform für Menschen mit Behin-
derungen in der Eingliederungshilfe gibt, sind Besuche 
verboten. Sofern es in der von einem aktiven SARS-
CoV-2-Infektionsgeschehen betroffenen Einrichtung 
oder besonderen Wohnform für Menschen mit Be-
hinderungen in der Eingliederungshilfe in sich abge-
schlossene, räumlich und personell abgrenzbare Be-
reiche gibt, gilt das Besuchsverbot nur für die von dem 
aktiven SARS-CoV-2-Infektionsgeschehen betroffenen 
Bereiche. Die nach § 12 Abs. 1 zuständige Behörde ist 
unverzüglich zu unterrichten. 

(4)	Für	die	stationären	Einrichtungen	der	Pflege	und	die	
besonderen Wohnformen für Menschen mit Behinde-
rungen in der Eingliederungshilfe nach dem Thüringer 
Wohn- und Teilhabegesetz werden die erforderlichen 
Schutzvorschriften sowie Hygieneunterweisungen, 
auch für die Fälle von Beschränkungen nach den Ab-
sätzen 1 oder 2, in einem konkreten Besuchs- und In-
fektionsschutzkonzept nach den Festlegungen der 
obersten Gesundheitsbehörde von der verantwortli-
chen Person nach § 5 Abs. 2 geregelt. Das Besuchs- 
und Infektionsschutzkonzept ist nach Erstellung und 
bei jeder Änderung der jeweils nach § 12 Abs. 1 zu-
ständigen Behörde vorzulegen. 

(5)	Tagespflegeeinrichtungen	nach	dem	Elften	Buch	
Sozialgesetzbuch haben der nach § 12 Abs. 1 zustän-
digen Behörde ein Infektionsschutzkonzept nach den 
Festlegungen der obersten Gesundheitsbehörde vor-
zulegen.	Die	Tagespflegeeinrichtung	ist	unverzüglich	
zu schließen, sofern es ein aktives SARS-CoV-2-Infek-
tionsgeschehen	in	dieser	Tagespflegeeinrichtung	gibt.	
Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(6) Die Vorgaben und Beschränkungen nach den Ab-
sätzen 2 bis 5 gelten nicht für medizinische, therapeu-
tische, rechtsberatende, palliative beziehungsweise 
sterbebegleitende, seelsorgerisch oder ethisch-sozi-
al angezeigte Besuche vorbehaltlich weitergehender 
Beschränkungen durch die nach § 12 Abs. 1 zuständi-
ge Behörde. Die Zutrittsrechte für Seelsorger und Ur-
kundspersonen sind entsprechend § 30 Abs. 4 Satz 2 
IfSG in jedem Fall zu gewährleisten."

7. Nach § 9 wird folgender § 9a eingefügt:

"§ 9a  
Krankenhäuser

(1) In Krankenhäusern sind grundsätzlich höchstens 
zwei zu registrierende Besucher je Patient täglich für 
grundsätzlich insgesamt höchstens bis zu zwei Stunden 
vorbehaltlich weitergehender Beschränkungen durch 
die nach § 12 Abs. 1 zuständige Behörde zulässig. Die 
allgemeinen Hygiene- und Infektionsschutzregeln auf-
grund des Infektionsschutzgesetzes bleiben unberührt.

(2) Krankenhäuser müssen im Rahmen des COVID-
19-Konzepts der obersten Gesundheitsbehörde die 
Versorgung von an COVID-19 erkrankten Personen ge-
währleisten. Die Rückkehr der Krankenhäuser zum Re-
gelbetrieb ist in einem Konzept zur schrittweisen Rück-
kehr der Krankenhäuser zur Regelversorgung geregelt. 
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(3) § 9 Abs. 6 gilt entsprechend."

8. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2 wird der Punkt am Ende durch das 
Wort "oder" ersetzt.

bb) Folgende Nummer 3 wird angefügt:

"3.  die freiwillig und auf eigenen ausdrückli-
chen Wunsch Angebote nach Absatz 1 in 
Anspruch nehmen."

b)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Die Nummern 2 und 3 erhalten folgende Fas-
sung:

"2.  der Kontakt der Fachkraft ist auf die jeweili-
gen Personensorgeberechtigten, das Kind 
und die für den jeweiligen Einzelfall notwen-
digen weiteren Personen zu beschränken,

3.  Förder- und Therapieeinheiten können als 
Einzelfördermaßnahmen oder in festen 
Gruppen mit einer fest zugeordneten Fach-
kraft erbracht werden,"

bb) In Nummer 6 wird die Verweisung "Thüringer 
Verordnung über die Infektionsschutzregeln 
zur Eindämmung der Ausbreitung des Corona-
virus SARS-CoV-2 in Kindertageseinrichtun-
gen, Schulen und für den Sportbetrieb vom 
12. Juni 2020 (GVBl. S. 313) in der jeweils gel-
tenden Fassung" durch die Verweisung "Thürin-
ger Verordnung über die Infektionsschutzregeln 
zur Eindämmung der Ausbreitung des Corona-
virus SARS-CoV-2 in Kindertageseinrichtungen, 
der weiteren Jugendhilfe, Schulen und für den 
Sportbetrieb" ersetzt.

c)  Absatz 6 erhält folgende Fassung:

"(6) Leistungen zur Teilhabe an Bildung nach § 112 
SGB IX, Leistungen nach § 35a des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch sowie die Erbringung sons-
tiger	pflegerischer	oder	therapeutischer	Leistungen	
sind in angepasster Form im Rahmen eines einge-
schränkten Regelbetriebs und im häuslichen Ler-
nen zulässig, soweit ausschließlich Leistungen au-
ßerhalb des pädagogischen Kernbereichs erbracht 
werden. Es gelten die Maßgaben der Thüringer Ver-
ordnung über die Infektionsschutzregeln zur Ein-
dämmung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-
CoV-2 in Kindertageseinrichtungen, der weiteren 
Jugendhilfe, Schulen und für den Sportbetrieb."

9. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte "Virus SARS-
CoV-2	infizierten	Person"	durch	die	Angabe	"Coro-
navirus	SARS-CoV-2	infizierten	Person	im	Sinne 

des § 2 Abs. 2 der Verordnung zum Anspruch auf 
bestimmte Testungen für den Nachweis des Vorlie-
gens einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 vom 8. Juni 2020 (BAnz AT 09.06.2020 V1) 
in der jeweils geltenden Fassung" eingefügt.

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

"(4) Für Personen nach Absatz 1 Satz 1, deren Tä-
tigkeit zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit 
von stationären Einrichtungen des Gesundheitswe-
sens	oder	der	Altenpflege	aufgrund	von	akutem	Per-
sonalmangel unabdingbar ist, kann durch die nach 
§ 12 Abs. 1 zuständige Behörde im Rahmen einer 
Risikoabwägung zwischen der Ansteckungsgefahr 
und der notwendigen Tätigkeitsaufnahme abgewo-
gen werden, ob eine Beschäftigung ganz oder in 
modifizierter	Weise	möglich	ist.	Die	Tätigkeit	oder	
der Aufenthalt ist frühestens wieder zulässig, wenn 
zwei Testungen auf das Vorliegen einer Infektion 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 im Abstand min-
destens von fünf Tagen negativ ausgefallen sind. 
Den akuten Personalmangel nach Satz 1 hat die 
Leitung der Einrichtung gegenüber der nach § 12 
Abs. 1 zuständigen Behörde vor deren Entschei-
dung nachvollziehbar zu begründen."

10. In § 13 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort "Virus" durch das 
Wort "Coronavirus" ersetzt.

11. § 14 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Die Nummern 9 bis 21 erhalten folgende Fassung:

"9. entgegen § 7 Abs. 1 als verantwortliche Person 
nach	§	5	Abs.	2	erlaubnispflichtige	Veranstal-
tungen ohne Erlaubnis durchführt,

10. entgegen § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 3 als verant-
wortliche Person nach § 5 Abs. 2 Schautänze, 
Tanzveranstaltungen und -vorführungen, Volks-
tänze oder kulturelle Tanzveranstaltungen ohne 
vorherige und rechtzeitige Vorlage eines Infek-
tionsschutzkonzepts durchführt,

11. entgegen § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 als verantwort-
liche Person nach § 5 Abs. 2 sexuelle Dienst-
leistungen in Prostitutionsstätten ohne vorherige 
und rechtzeitige Vorlage eines Infektionsschutz-
konzepts durchführt,

12. entgegen § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 als verant-
wortliche Person nach § 5 Abs. 2, als Sexarbei-
ter oder als Kunde sexuelle Dienstleistungen in 
Prostitutionsstätten unter Beteiligung von mehr 
als zwei Personen zulässt, duldet, durchführt, 
entgegennimmt oder an sich gewähren lässt,

13. entgegen § 7 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 oder § 7 
Abs. 3 Satz 1 als verantwortliche Person nach 
§ 5 Abs. 2 keine oder keine rechtzeitige Anzei-
ge erstattet,

14. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 als verantwortliche 
Person nach § 5 Abs. 2 die Infektionsschutzre-
geln nach § 3 Abs. 2 und 3 sowie den §§ 4 und 
5 Abs. 1 bis 4 nicht einhält,

15. entgegen § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 und 5 als ver-
antwortliche Person nach § 5 Abs. 2 die Infek



 Nr. 22 - Tag der Ausgabe: Erfurt, den 28. August 2020     429

tionsschutzregeln nach § 3 Abs. 2 und 3 Satz 1 
Nr. 1 bis 3 sowie § 4 nicht einhält, 

16. entgegen § 8 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit § 7 
Abs. 3 Satz 1 als verantwortliche Person nach 
§ 5 Abs. 2 keine oder keine rechtzeitige Anzei-
ge erstattet, 

17. entgegen § 9 Abs. 2 oder § 9a Abs. 1 als ver-
antwortliche Person nach § 5 Abs. 2 mehr Be-
suche nach Anzahl oder Dauer zulässt oder dul-
det, 

18. entgegen § 9 Abs. 3 Satz 1 oder 2 trotz aktivem 
SARS-CoV-2-Infektionsgeschehen Besuche in 
einer Einrichtung oder besonderen Wohnform 
zulässt oder duldet oder entgegen § 9 Abs. 3 
Satz 3 die zuständige Behörde nicht oder nicht 
unverzüglich unterrichtet,

19. entgegen § 9 Abs. 4 oder 5 den dort jeweils ge-
regelten	Verpflichtungen	nicht	nachkommt,	

20. entgegen § 10 Abs. 2 ohne Befugnis nach § 10 
Abs. 3 verbotene Bereiche für Menschen mit 
Behinderungen betritt, 

21. entgegen § 10 Abs. 5 als Leistungserbringer die 
Einhaltung der Vorgaben nicht sicherstellt,"

b) Folgende Nummern 22 bis 25 werden angefügt:

"22. entgegen § 11 Abs. 1 Satz 1 einen Kontakt nicht 
unverzüglich der nach § 12 Abs. 1 zuständigen 
Behörde anzeigt, ohne dass eine Ausnahme 
nach § 11 Abs. 3 vorliegt, 

23. entgegen § 11 Abs. 1 Satz 2 sich im vorge-
schriebenen Zeitraum außerhalb der eigenen 
Wohnung oder Unterkunft aufhält oder Kontak-
te zu anderen Personen nicht vermeidet, ohne 
dass eine Ausnahme nach § 11 Abs. 3 vorliegt,  

24. entgegen § 11 Abs. 4 Satz 1 oder 2 als Mit-
glied der Leitung einer Einrichtung einen an-
steckungsverdächtigen Mitarbeiter ohne Ge-
nehmigung der nach § 12 Abs. 1 zuständigen 
Behörde in einer Einrichtung im Sinne des § 11 
Abs. 3 oder 4 Satz 1 oder ohne zweimalige ne-
gative Testungen beschäftigt oder dessen An-
wesenheit in einer Einrichtung entgegen des-
sen	Verpflichtungen	nach	§	11	Abs. 1 oder 4 
duldet, 

25. entgegen § 11 Abs. 4 Satz 1 oder 2 als anste-
ckungsverdächtiger Beschäftigter in stationä-
ren Einrichtungen des Gesundheitswesens 
oder	der	Altenpflege	nach	§	11	Abs.	4	Satz	1	
ohne Genehmigung oder ohne zweimalige ne-
gative Testung tätig ist oder sich dort aufhält." 

12. Nach § 17 werden die folgenden neuen §§ 18 und 19 
eingefügt:

"§ 18 
Tanzklubs, Diskotheken,  

Swingerklubs sowie sexuelle Dienstleistungen  
in Prostitutionsfahrzeugen und bei  

Prostitutionsveranstaltungen

(1) Für den Publikumsverkehr sind vorbehaltlich des 
§ 7 die folgenden Veranstaltungen, Dienstleistungen 

und Einrichtungen unabhängig von der jeweiligen Trä-
gerschaft	oder	den	Eigentumsverhältnissen	vorläufig	
weiter geschlossen zu halten beziehungsweise wei-
ter untersagt:
1.  Tanzklubs, Diskotheken und vergleichbare Einrich-

tungen jeweils in geschlossenen Räumen, 
2.  sexuelle Dienstleistungen in Prostitutionsfahrzeu-

gen und bei Prostitutionsveranstaltungen im Sinne 
des Prostituiertenschutzgesetzes, 

3.  Swingerklubs und ähnliche Angebote.

(2) Die Möglichkeiten zur schrittweisen Aufhebung der 
weiter bestehenden Beschränkungen nach Absatz 1 
werden regelmäßig unter Berücksichtigung der epide-
miologischen Gesamtlage geprüft.

§ 19 
Übergangsbestimmung

Bei Veranstaltungen und Dienstleistungen nach § 7 
Abs. 2 Satz 1, für die vor dem 30. August 2020 ein In-
fektionsschutzkonzept entsprechend § 7 Abs. 2 Satz 1 
vorgelegt oder eine Anzeige entsprechend § 7 Abs. 2 
Satz 2 Halbsatz 2 erstattet worden ist, ist dieser Zeit-
raum jeweils auf die Fristen nach § 7 Abs. 2 Satz 1 oder  
Halbsatz 2 anzurechnen."

13. Der bisherige § 18 wird § 20.

14. Der bisherige § 19 wird § 21 und das Datum "30. Au-
gust 2020" wird durch das Datum "30. September 2020" 
ersetzt.

Artikel 3 
Änderung der Vierten Thüringer  

Quarantäneverordnung zu Quarantänemaßnahmen 

Die Vierte Thüringer Quarantäneverordnung zu Quarantä-
nemaßnahmen vom 7. Juli 2020 (GVBl. S. 349 -355-) wird 
wie folgt geändert:

1. In § 3 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort "deutscher" 
die Worte "oder englischer" eingefügt.

2. In § 11 wird das Datum "30. August 2020" durch das 
Datum "30. September 2020" ersetzt. 

Artikel 4 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 30. August 2020 in Kraft. Abwei-
chend von Satz 1 tritt Artikel 1 mit Wirkung vom 20. Au-
gust 2020 in Kraft.

Erfurt, den 18. August 2020

Die Ministerin für Arbeit, Soziales,  
Gesundheit, Frauen und Familie

In Vertretung  
Der Minister für Infrastruktur und Landwirtschaft

Benjamin Hoff


